
Die Fernwärme spielt vor dem Hintergrund der Klima- und 
Energiewende eine entscheidende Rolle für eine zuverlässige, 
bezahlbare und zunehmend erneuerbare Wärmeversorgung. 
Dies gilt insbesondere in baulich verdichteten Stadtgebieten, 
wo der Einsatz alternativer Technologien, wie z.B. Wärme-
pumpen, großflächig nur sehr schwer möglich ist. Damit die 
Transformation hin zu Netto-Null CO2-Emissionen in der 
Fernwärme bis 2045 gelingen kann, sollten die politischen und 
regulatorischen Rahmenbedingungen kurzfristig angepasst 
werden:  

      WÄRMEWENDE BESCHLEUNIGEN – 
POTENTIAL DER KOMMUNALEN  
             FERNWÄRME NUTZEN 

1. Die Anreize für Kraft-Wärme-Kopplung und Power-to-Heat müssen deut-
lich erhöht und zukunftsfähig ausgestattet werden.

2. Kommunen müssen befähigt und ermächtigt werden, gemeinsam mit dem 
Energieversorger und den Bürger:innen vor Ort eine wirksame kommunale 
Wärmeplanung zu erstellen und umzusetzen.

3. Das Gesamtbudget des Bundesförderprogramms für effiziente Wärme-
netze (BEW) muss auf drei Milliarden Euro pro Jahr angehoben und inhaltlich 
weiterentwickelt werden.

4. Bürokratische Hürden für den Anschluss von Gebäuden an die Fernwärme 
müssen zügig abgebaut werden.

Der Umbau der Wärmeversorgung ist eine der zentralen Herausforderungen 
unserer Zeit. Das hat die Politik erkannt und mit dem richtigen, aber auch 
sehr ambitionierten Ziel im Koalitionsvertrag versehen, bis 2030 den Anteil an 
klimaneutral erzeugter Wärme auf 50 Prozent zu erhöhen. In fast allen größe-
ren Städten in Deutschland leisten die Fernwärmesysteme einen signifikanten 
Beitrag zur Wärmeversorgung. Die Systeme sind über die Zeit gewachsen und 
weitere Stadtviertel sind erschließbar. Durch den Austausch fossiler Energie-
träger und die Erschließung neuer Wärmequellen wird die Fernwärme einen 
wesentlichen Beitrag zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung leisten. 
Dieses Positionspapier bringt konkrete Handlungsvorschläge 
für das Oster- und Sommerpaket der Bundesregierung in die 
Debatte ein.

An der Erstellung des Papiers haben neben der Thüga Aktiengesellschaft  
14 Energie- und Wasserversorger, die sich mehrheitlich in kommunaler 
Hand befinden und an denen die Thüga Aktiengesellschaft beteiligt ist, 
mitgewirkt. Diese Unternehmen sind über den Thüga-Verbund miteinan-
der vernetzt. In Summe betreiben die involvierten Unternehmen 1830 km 
Fernwärme-Netze und beliefern 7,75 TWh Wärme. Diese Wärmemenge 

würde reichen, um etwa 1,2 Mio. Wohnungen zu versorgen. Darüber 
hinaus stellen die Unternehmen 1,5 GW an gesicherter Leistung für die 
Stromversorgung bereit.  Alle Unternehmen arbeiten daran, die CO2-Emis-
sionen der gelieferten Wärme im Rahmen der lokalen Gegebenheiten und 
der politischen Rahmenbedingungen zu reduzieren. Dazu gehört u.a. der 
beschlossene Kohleausstieg, aber insbesondere auch die Investition in die 
Nutzung innovativer erneuerbarer Wärmequellen und die Erschließung von 
Abwärmepotentialen. Dabei befinden sich alle involvierten Unternehmen im 
Spannungsfeld gleichzeitig die Wärmeversorgung bezahlbar und sozialver-
träglich für Bürger:innen zu gestalten, die gesellschaftlich-politischen Ziele 
zur CO2-Minderung zu erreichen sowie den berechtigten Wirtschaftlich-
keitsvorgaben der mehrheitlich kommunalen Anteilseigner zu genügen. Die 
Unternehmen haben erkannt, dass die aktuellen politischen und regulatori-
schen Rahmenbedingungen nicht dazu führen werden, dass Deutschland das 
Ziel von 50 Prozent klimaneutraler Wärme im Jahr 2030 und Netto-Null an 
CO2 im Jahr 2045 erreichen wird. Jedes involvierte Unternehmen vertritt 
die Positionen dieses Papiers im eigenen Namen.

Abbildung 1: Von heute in die Zukunft: Energieträgereinsatz im Jahr 2020 in den Fernwärme-Systemen der 14 Unternehmen und Transformationspfad für die Fernwärme
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Potential von Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und  
Power-to-Heat (PtH) nutzen

Um die Stromversorgung in Deutschland mit mehr als 80 Prozent erneuerba-
ren Energien zu sichern, sind für den Kohleausstieg zusätzlich etwa 40 GW an 
wasserstoff-tauglichen, flexiblen Kraftwerken für Dunkelflauten erforderlich. Es 
ist volkswirtschaftlich, energetisch und technisch effizient, mindestens die Hälfte 
dieser Kraftwerke als flexible KWK-Anlagen zu realisieren. Die Umsetzung kann 
zum einen zügig über eine Erhöhung der Ausschreibungsvolumina im 
KWK-G / iKWK-Segment und zum anderen über die Erhöhung spe-
zifischer Fördersätze außerhalb des Ausschreibungssegments 
erfolgen. Dies sollte über 2026 hinaus bis mindestens 2030 sichergestellt wer-
den. Die bestehende Systematik stellt bereits eine höchstmögliche Integrations-
fähigkeit in den Strommarkt sicher. 

In diesem Zusammenhang ist ebenso die Wasserstofftauglichkeit zu 
fördern. Auf diese Weise bleibt die Kapazität der KWK-Anlagen bei zuneh-
mender Umstellung der Gasversorgung auf Wasserstoff erhalten. Die gekoppelte 
Erzeugung von Strom und Wärme ist mit Blick auf den Energieeinsatz und die 
CO2-Emissionen erheblich effizienter als die separate Erzeugung von Strom 
ohne Wärmenutzung. Gleichzeitig ist die KWK-basierte Erzeugung aufgrund 
der höheren Systemkomplexität und in der Regel kleineren dezentralen Anlagen 
jedoch teurer als die ungekoppelte Stromerzeugung.  Aus diesem Grund ist eine 
Förderung sinnvoll und notwendig. 

Mit Blick auf die CO2-Ziele der Bundesregierung und den beschleunigten Ausbau 
volatiler erneuerbarer Energien ist es also volkswirtschaftlich und klimapolitisch 
sinnvoll, der flexiblen und effizienten KWK-Erzeugung dauerhaft einen 
Vorrang zu geben. Dieser Vorrang kann z.B. daran geknüpft werden, dass 
künftig zu einer KWK-Anlage am gleichen Standort eine PtH-Anlage und ein 
Wärmespeicher betrieben und damit ein doppelter Beitrag für die Versorgungs-
sicherheit bei Strom und Wärme geleistet wird. Denn solche Systeme können 
einerseits große Mengen von Überschussstrom einfach und kostengünstig auf-
nehmen und andererseits dann Strom liefern, wenn die Nachfrage am höchsten ist. 

Kommunale Wärmeplanung koordinieren 

Eine zuverlässige, bezahlbare und zunehmend erneuerbare Wärmeversorgung 
ist nur dann möglich, wenn die Kommunen die Potentiale vor Ort bestmöglich 
erschließen können. Damit dies gelingt, sollte die Bundes- und Landespolitik ein-
heitliche Leitplanken für die kommunale Wärmeplanung definie-
ren und die Erstellung solcher Pläne und deren spätere Realisierung finanziell 
stärker unterstützten. Zu den Leitplanken gehört:

•    Ein politisch formulierter Handlungsauftrag für die Kommunen 
gemeinsam mit dem lokalen Energieversorger, den betroffenen Bürger:innen 
und weiteren Akteuren eine kommunale Wärmeplanung zu erstellen und als 
verlässliche Planungsgrundlage für die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung 
vor Ort zu nutzen.

•    Dabei müssen alle Technologien, die einen Beitrag zur CO2-Minderung 
leisten, und der Energieträger Wasserstoff zugelassen sein. Jede Art 
von Einschränkung auf Bundes- oder Landesebene führt dazu, dass CO2-Min-
derungspotentiale vor Ort nicht genutzt werden können. Dadurch können die 
Kosten für den Wärmekunden steigen und die Dekarbonisierung wird unnötig 
verzögert. So können z.B. die Verpflichtungen zur Nutzung der Tiefengeothermie 
oder Solarthermie in einer Stadt ohne geeignete Flächen dazu führen, dass ent-
sprechende Investitionen in die CO2-Minderung nicht getätigt werden. 

•    Eine bundeseinheitliche Vorgabe zu Methodik und Qualitäts-
standard der kommunalen Wärmeplanung ist erforderlich. Dazu gehört u.a. 
die Definition von Energieträgern, wie z.B. die gleichberechtigte Anerkennung 
von Abwärme und erneuerbaren Energien inkl. erneuerbarer Gase oder die 
Anerkennung des nicht-biogenen Anteils des Siedlungsmülls als Quelle unver-
meidbarer Abwärme, aber auch eine Evaluation und Überprüfung der Ansätze 
alle drei Jahre.

Grüne Wärmeerzeugung zügig einleiten 

Mit dem Bundesförderprogramm Effiziente Wärmenetze (BEW) hat die Bundes-
regierung ein Instrument entwickelt, mit dem die Transformation der Fernwärme 
systematisch unterstützt werden soll. Dieses Instrument muss schnellstmöglich 
in Kraft treten. 

Der aktuelle Entwurf des BEW reicht bei weitem nicht aus, um die Transformati-
on und den Ausbau der Fernwärme und den Ausbau der Fernwärme entspre-
chend den übergreifenden bundespolitischen Zielen umzusetzen. Dabei sind drei 
Bausteine für die Weiterentwicklung entscheidend:

•    Verstetigung der Investitionen: Der Förderzeitraum sollte auf mindes-
tens zehn Jahre verlängert werden. Dadurch entsteht Planungssicherheit für 
die langfristigen Investitionsentscheidungen, die zur Transformation in hocheffi-
ziente und erneuerbare Wärmenetzsysteme notwendige Voraussetzung ist. 

•    Fördervolumen erhöhen: Das Gesamtbudget des BEW sollte bis 2025 
schrittweise auf drei Milliarden Euro pro Jahr erhöht werden. Diese 
Anpassung stellt sicher, dass der politisch gewollte Ausbau bei gleichzeitiger 
Transformation hin zu erneuerbarer Wärme erfolgt. 

•    Sektorenkopplung stärken: Betriebsbeihilfen für Solarthermie 
und Großwärmepumpen gewähren. Gleichzeitig müssen Elektrodenkessel 
von allen Abgaben, Umlagen und Steuern befreit werden, damit diese ihr volles 
Potential zur Systemdienlichkeit entfalten können. 

Anschluss für Gebäudeeigentümer erleichtern

Damit die Fernwärme ihr volles Potential zur CO2-Minderung im Gebäudebe-
stand und im Neubau zu möglichst günstigen und sozialverträglichen Preisen ent-
falten kann, müssen alle potenziellen Kunden im Versorgungsgebiet auch an die 
Fernwärme angeschlossen werden können. Es liegt also im Interesse der Politik, 
administrative Hürden für einen Anschluss an die Fernwärme abzubauen.

Dazu gehört die Wärmelieferverordnung mit der Sicherstellung der sog. Kosten-
neutralität. Die Fernwärmeversorgung hat in einem reinen Kostenvergleich 
mit Einzelheizungen oft einen Nachteil, weil hier im Sinne des Mieterschutzes 
unterschiedliche Dinge miteinander verglichen werden. Das liegt u.a. an der 
CO2-Bepreisung: Fernwärmekunden mussten – im Vergleich zu einer dezentralen 
Einzelheizung etwa das Dreifache für den CO2-Auststoß bezahlen. Diese system-
bedingte Wettbewerbsverzerrung führt dazu, dass in einem Fernwärme-Ver-
sorgungsgebiet stattdessen oft weniger effiziente Einzelheizungen mit höheren 
CO2-Emissionen verbaut werden.  Aus diesem Grund soll Fernwärme aus 
dem Anwendungsbereich der Wärmelieferverordnung heraus-
genommen werden und dauerhaft als zulässige Ersatzmaßnahme 
im Gebäudeenergiegesetz (GEG) verankert werden.

Außerdem müssen bürokratische Hürden beim Ausbau der Fernwärme abgebaut 
werden. Hier besteht neben der Überlegung von vereinfachten Genehmigungs-
verfahren zum Ausbau von Fernwärmenetzen, ähnlich dem Telekommunika-
tionsgesetz, auch als einfach und zügig umsetzbarer Ansatz die Zusammen-
führung der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Versorgung mit Fernwärme (AVB) und der Fernwärme- oder 
Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und -Abrechnungsverordnung 
(FFVAV). Dafür sollte die sowieso geplante Überarbeitung der AVB-Fern-
wärme in diesem Jahr genutzt werden. Mit der Zusammenführung werden die 
Regeln für den Anschluss an die Fernwärme für alle Beteiligten übersichtlicher 
und nachvollziehbar.

Die Fernwärmesysteme in Deutschland bieten ein großes Potential für die Trans-
formation der Wärme- und Stromversorgung in den Städten. Wir wollen diese 
Transformation gemeinsam mit unseren Wärmekunden und unseren kommuna-
len Anteilseignern vorantreiben und so einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz 
leisten. Damit dies gelingen kann, brauchen wir jetzt die Unterstützung der 
Politik. Die Weichenstellungen, die wir in diesem Papier skizzieren, zeigen klar auf, 
was politisch als nächstes zu tun ist. 

HANDLUNGSFELD II: 

HANDLUNGSFELD III: 

HANDLUNGSFELD IV: 

HANDLUNGSFELD I: 

Wir haben vier Handlungsfelder definiert, in denen kurzfristig im Rahmen des 

Oster- und Sommerpakets Fortschritte erzielt werden sollten:


